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Text 

Wald im Verhältnis zum Grenz- und Grundsteuerkataster 

§ 3. (1) Ist eine Grundfläche (Grundstück oder Grundstücksteil) im Grenzkataster oder im 
Grundsteuerkataster der Benützungsart Wald zugeordnet und wurde eine Rodungsbewilligung für diese 
Grundfläche nicht erteilt, so gilt sie als Wald im Sinne dieses Bundesgesetzes, solange die Behörde nicht 
festgestellt hat, daß es sich nicht um Wald handelt. 

(2) Die Behörde hat von allen Bescheiden, die für die Eintragung der Benützungsart Wald im 
Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster von Bedeutung sind, wie Rodungsbewilligungen und 
Bescheide über die Feststellung eines Grundstückes oder Grundstücksteiles als Wald, nach Eintritt der 
Rechtskraft eine Ausfertigung dem Vermessungsamt zu übermitteln. 

(3) Das Vermessungsamt hat, wenn es anläßlich von Erhebungen eine Änderung in der 
Benützungsart Wald festgestellt hat, hievon der Behörde Mitteilung zu machen und geeignete Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen. 

(4) Sofern es sich um agrargemeinschaftliche oder um mit Einforstungsrechten belastete 
Grundstücke handelt, hat die Behörde von den im Abs. 2 genannten Bescheiden auch der Agrarbehörde 
Mitteilung zu machen. 

(5) Wird in einer Katastralgemeinde das Verfahren zur allgemeinen Neuanlegung des Grenzkatasters 
eingeleitet, so hat die Behörde durch Kundmachung die Eigentümer der Grundstücke dieser 
Katastralgemeinde aufzufordern, in Zweifelsfällen innerhalb einer bestimmten Frist Anträge nach § 5 
Abs. 1 bei der Behörde einzubringen. Die Frist ist so zu bemessen, daß die Entscheidungen über diese 
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Anträge im Verfahren zur allgemeinen Neuanlegung des Grenzkatasters berücksichtigt werden können. 
Ist im Feststellungsverfahren ein Augenschein vorzunehmen, so ist er tunlichst gleichzeitig mit der 
Grenzverhandlung der Vermessungsbehörde (§ 24 des Vermessungsgesetzes, BGBl. Nr. 306/1968) 
durchzuführen. 
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